
 

Sozialgericht Hannover 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

S 59 AS 1187/12 

Verkündet am: 11. November 2013 

A., Justizfachangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit  

1.  B. 

2.  C. 

3.  D. 

- Kläger - 

Proz.-Bev.: 
zu 1: E. 

gegen 

F. 

- Beklagter - 

hat die 59. Kammer des Sozialgerichts Hannover auf die mündliche Verhandlung vom 

11. November 2013 durch den Vorsitzenden, Richter am Sozialgericht G., und die 

ehrenamtlichen Richter H. und I. für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Kosten sind nicht zu erstatten. 

3. Die Berufung wird zugelassen. 
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Tatbestand 

 

Die Kläger wenden sich gegen einen Aufhebungs- und Erstattungsbescheid des Beklagten. 

 

Die Kläger standen in dem hier maßgeblichen Zeitraum im laufenden Bezug von Leistungen 

zur Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).  

 

Mit Bescheiden vom 24. Februar 2011, 7. März 2011, 17. März 2011, 17. Mai 2011 und 

1. August 2011 waren den Klägern und dem mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden 

J. Leistungen nach dem SGB II für die Zeit vom 1. April 2011 bis zum 30. September 2011 

bewilligt worden. In dieser Zeit ging J. einer Erwerbstätigkeit nach. Am 15. August 2011 erhielt 

J. eine zunächst von seinem Treuhänder – er befand sich in der Wohlverhaltensphase seiner 

Privatinsolvenz – einbehaltene Nachzahlung von Arbeitsentgelt für Juli 2011 in Höhe von 

525,00 Euro. Dies führte für Juli 2011 auf Seiten der Bedarfsgemeinschaft zu einer Nachzah-

lung in Höhe von insgesamt 587,40 Euro (diesbezüglich bewilligte der Beklagte mit Bescheid 

vom 11. November 2011 entsprechende Leistungen). Nach Anhörung der Kläger hob der Be-

klagte mit Bescheid vom 18. Januar 2012 seine Bescheide über die Bewilligung von Leistun-

gen für die Zeit vom 1. August 2011 bis zum 31. August 2011 teilweise auf und forderte einen 

Betrag in Höhe von insgesamt 303,22 Euro zurück. Bei der Aufhebungsentscheidung wurde 

neben dem ursprünglich erlassenen Bescheiden auch ein nicht existenter Bescheid vom 26. 

März 2011 genannt. Hiergegen erhoben die Kläger Widerspruch, den der Beklagte mit Wider-

spruchsbescheid vom 24. Februar 2012 zurückwies.  

 

Am 26. März 2012 haben die Kläger vor dem Sozialgericht Hannover Klage erhoben. 

 

Sie sind der Auffassung, dass der Beklagte mit der Nachzahlung für Juli 2011 die geltend ge-

machte Forderung hätte aufrechnen müssen. Weiter tragen sie vor, dass im Übrigen das Geld 

im Rahmen der normalen Lebensführung verbraucht worden sei.  

 

Die Kläger beantragen, 

 

den Bescheid des Beklagten vom 18. Januar 2012 in Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 24. Februar 2012 aufzuheben.  

 

Der Beklagte beantragt, 
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 die Klage abzuweisen. 

 

Er hält die getroffene Entscheidung für richtig. 

 

Der Kammer hat neben der Prozessakte auch die Verwaltungsakte des Beklagten vorgele-

gen. Diese sind Gegenstand der mündlichen Verhandlung und der Entscheidungsfindung ge-

wesen. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des weiteren Vorbringens 

der Beteiligten wird auf den Akteninhalt Bezug genommen.  

 

Entscheidungsgründe 

 
Die zulässige Klage ist unbegründet. Der angefochtene Bescheid des Beklagten vom 

18. Januar 2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24. Februar 2012 ist rechtmäßig 

und verletzt die Kläger nicht in ihren Rechten. Denn der Beklagte hat zu Recht die Bescheide 

vom 24. Februar 2011, 7. März 2011, 17. März 2011, 17. Mai 2011 und 1. August 2011 ge-

mäß § 40 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Nr. 3 SGB II in Verbindung mit § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 Zehntes 

Buch Sozialgesetzbuch (SGB X), § 330 Abs. 3 S. 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) 

teilweise aufgehoben. Die Klägerin zu 1. hat den überzahlten Betrag in Höhe von 191,76 Eu-

ro, der Kläger zu 2. in Höhe von 86,80 Euro und der Kläger zu 3. in Höhe von 24,66 Euro ge-

mäß § 50 Abs. 1 S. 1 SGB X zu erstatten. 

 

Nach § 40 Abs. 1 S. 1 SGB II gilt für das Verfahren nach diesem Buch das Zehnte Buch. Ge-

mäß § 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II sind die Vorschriften des Dritten Buches über die Aufhebung 

von Verwaltungsakten (§ 330 Abs. 2, Abs. 3 S. 1 und 4) entsprechend anwendbar. 

 

Gemäß § 330 Abs. 3 S. 1 SGB III ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung vom 

Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse aufzuheben, wenn die in § 48 Abs. 1 S. 2 des Zehn-

ten Buches genannten Voraussetzungen für die Aufhebung vorliegen. 

 

Nach § 48 Abs. 1 S. 1 SGB X ist, soweit in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen, 

die beim Erlass eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentli-

che Änderung eintritt, der Verwaltungsakt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben.  

 

Bei den Bewilligungsbescheiden handelt es sich um Verwaltungsakte mit Dauerwirkung, da 

mit ihnen ein auf Dauer berechnetes oder in seinem Bestand vom Verwaltungsakt abhängiges 

Rechtsverhältnis zwischen den Klägern und dem Beklagten begründet worden ist (vgl. Schüt-

ze in: von Wulffen, SGB X, 7. Auflage 2010, § 45 Rn. 63).  
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Sofern der ursprüngliche Verwaltungsakt rechtmäßig ergangen ist, ist eine Änderung regel-

mäßig dann wesentlich im Sinne dieser Vorschrift, wenn durch die den ursprünglich erlasse-

nen Verwaltungsakt nachträglich die Rechtsgrundlage entzogen wird. Daher sind in der Regel 

alle Änderungen wesentlich, die dazu führen, dass die Behörde unter den nunmehr objektiv 

vorliegenden Verhältnissen den Verwaltungsakt nicht oder so nicht hätte erlassen dürfen (vgl. 

Bundessozialgericht, Urteil vom 19. Februar 1986 – 7 RAr 55/84, Rn. 15 nach juris). Dies be-

stimmt sich anhand des materiellen Rechts.  

 

Ausgehend hiervon ist nach dem Erlass der ursprünglichen Bescheide eine wesentliche Än-

derung eingetreten. Denn durch das Einkommen, das J. am 15. Oktober 2011 erhalten hat, ist 

die Hilfebedürftigkeit der Kläger für die Zeit vom 1. August 2011 bis zum 31. August 2011 teil-

weise entfallen.  

 

Dabei war der Beklagte vorliegend gemäß § 40 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Nr. 3 SGB II in Verbindung 

mit § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB X, § 330 Abs. 3 S. 1 SGB III verpflichtet, den Verwaltungsakt 

mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse aufzuheben. Danach ist der Ver-

waltungsakt mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse aufzuheben, soweit 

nach Antragstellung oder Erlass des Verwaltungsaktes Einkommen oder Vermögen erzielt 

worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs geführt haben würde. Durch 

das Einkommen ist die Hilfebedürftigkeit der Kläger im maßgeblichen Zeitraum teilweise ent-

fallen. Denn das Einkommen ist gemäß §§ 9, 11, 11a, 11b SGB II zu berücksichtigen. 

 

Da die Ausübung von Ermessen im vorliegenden Fall durch § 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II in Ver-

bindung mit § 330 Abs. 3 S. 1 SGB III ausgeschlossen ist, kann ein gegebenenfalls auf Seiten 

der Kläger vorhandenes Vertrauen nicht berücksichtigt werden. Dies begegnet keinen verfas-

sungsrechtlichen Bedenken (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 6. November 1997 – 11 RAr 

7/97 zum inhaltsgleichen § 152 Abs. 3 Arbeitsförderungsgesetz). Unbillige Härten können 

durch Erlass oder Stundung vermieden werden (vgl. Mertin in: Hauck/Noftz, SGB X, Lieferung 

2/09, K § 48, Rn. 84). Im Übrigen ist der Einwand, dass das Geld im Rahmen der normalen 

Lebensführung verbraucht sei, nicht ausreichend, um einen Vertrauensschutz anzunehmen.  

 

Die Kläger sind vor der Entscheidung angehört worden. Die Aufhebung erfolgte auch inner-

halb der Frist nach § 48 Abs. 4 in Verbindung mit § 45 Abs. 4 S. 2 SGB X. Nach dieser Vor-

schrift muss die Behörde den Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit innerhalb 

eines Jahres nach Kenntnis, der diese rechtfertigenden Tatsachen aufheben. Kenntnis erlang-

te der Beklagte im August 2011 (Bl. 734 der Verwaltungsakte des Beklagten), die hier ange-

fochtene Entscheidung erging am 18. Januar 2012, also innerhalb eines Jahres. Die Nennung 

des nicht existenten Bescheides vom 26. März 2011 ist vorliegend unschädlich. Dies führt 
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nicht zu einer mangelnden Bestimmtheit im Sinne von § 33 Abs. 1 SGB X. Vielmehr geht die 

Aufhebung insoweit schlicht ins Leere (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 29. November 

2012 – B 14 AS 196/11 R, Rn. 19 nach juris).  

 

Zwar berücksichtigt der Bescheid vom 11. November 2011 bereits das Einkommen, enthält 

aber auch eine entsprechende Ankündigung, dass erst noch eine Aufhebung erfolge. Insoweit 

erfolgte mit dem Bescheid vom 11. November 2011 (noch) keine Neubewilligung der Leistun-

gen für die Zeit vom 1. August 2011 bis zum 31. August 2011.  

 

Die Berechnung der überzahlten Leistungen hat der Beklagte korrekt vorgenommen. Insbe-

sondere hat er zu Recht bei der Anrechnung des Einkommens im August 2011 „nur“ die 30-

Euro-Pauschale nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 Arbeitslosengeld II/Sozialgeldverordnung berücksich-

tigt. Denn der entsprechende Absetzbetrag für Einkommen aus einer Erwerbstätigkeit ist be-

reits im Juli 2011 berücksichtigt worden. Den „Verlust“ des Freibetrages für erwerbstätige 

Leistungsberechtigte haben die Kläger hinzunehmen. Denn dies entspricht der grundsätzli-

chen Systematik des SGB II, dass Aufwendungen nur von damit zeitlich in Zusammenhang 

stehenden Einkommen abgesetzt werden und daraus folgend anspruchserhöhend wirken 

können (vgl. Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 27. März 2013 – L 11 AS 810/11, 

Rn. 27 nach juris zu der Konstellation, in der Einkommen aus Erwerbstätigkeit im selben Mo-

nat in zwei Teilbeträgen gezahlt wurde).  

 

Die jeweils entstandene Überzahlung haben die Kläger gemäß § 50 Abs. 1 S. 1 SGB X zu 

erstatten.  

 

Keinesfalls war der Beklagte – wie die Kläger meinen – zu einer Aufrechnung verpflichtet. 

Eine Aufrechnung kommt nur in Betracht, wenn die Gegenforderung der Behörde bestands-

kräftig festgestellt worden ist (vgl. Hengelhaupt in: Hauck/Noftz, SGB II, 45. Lieferung, § 43, 

Rn. 86 ff.). Gegen diese Entscheidung ist jedoch die vorliegende Klage erhoben worden; in 

Bestandskraft ist sie daher nicht erwachsen. Selbst wenn man „nur“ ein Wirksamwerden des 

Erstattungsbescheides forderte (vgl. ebenda), hat seinerzeit eine Aufrechnungslage nicht be-

standen, da die Auszahlung der weiteren Leistungen für Juli 2011 vor Erlass bzw. Bekanntga-

be der hier angefochtenen Entscheidung erfolgte. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Die Kammer hat die Berufung zugelassen, weil sie der Rechtssache grundsätzliche Bedeu-

tung zumisst (§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG). Es ist nicht höchstrichterlich geklärt, welche Freibe-



  Seite 6/7 

träge bei der Auszahlung von Erwerbseinkommen in mehreren Teilbeträgen zu berücksichti-

gen ist. 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. 

 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Landessozial-

gericht Niedersachsen-Bremen, Georg-Wilhelm-Str. 1, 29223 Celle, oder bei der Zweigstelle 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen schriftlich 

oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem So-

zialgericht Hannover, Calenberger Esplanade 8, 30169 Hannover, schriftlich oder mündlich 

zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 

 

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerichte 

eingehen. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten 

und die zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 

 

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialgericht 

zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulassung der Re-

vision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Hannover, 

Calenberger Esplanade 8, 30169 Hannover, schriftlich zu stellen. Die Zustimmung des Geg-

ners ist dem Antrag beizufügen. 

 

Ist das Urteil im Ausland zuzustellen, so gilt anstelle der obengenannten Monatsfrist eine 

Frist von drei Monaten. 

 

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so be-

ginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern 

der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zu-

stimmungserklärung des Gegners beigefügt war. 

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Be-

teiligten beigefügt werden. 

 

 

 G.  
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